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»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

Zuständigkeit der 
Schiffahrtsgerichte

Die Bestimmung über die sachliche Zuständigkeit der Binnenschiffahrtsgerichte nach § 2 BinSchVerfG ist weit auszulegen.

Die Zuständigkeit der Schiffahrtsgerichte für Bußgeldsachen nach § 2 III lit. b BinSchVerfG beschränkt sich nicht nur auf unmittel-
bare Zuwiderhandlungen gegen wasserschutzpolizeiliche Maßnahmen, sondern besteht auch für Ordnungswidrigkeiten, die nicht 
auf, sondern an Binnengewässern, also zum Beispiel am Ufer eines Flusses, begangen worden sein sollen. Dazu können auch Ver-
stöße gegen das Wasserhaushaltsgesetz gehören.

Das unzuständige Gericht ist gemäß §§ 46 I OWiG, iVm 225 a I und IV StPO analog berechtigt, das Verfahren dem zuständigen Bin-
nenschiffahrtsgericht zur Verfahrensübernahme vorzulegen.

Beschluss des Amtsgerichtes Obernburg 
am Main, Az.: 7 OWi 102 Js 7482/13 vom 
27. August 2013

Vorbemerkung der Redaktion:
Werden im Zusammenhang mit dem Be-
trieb von Binnenschiffahrt Bußgelder ver-
hängt, so ist es im Interesse einer sach-
gerechten Verteidigung wichtig, die Sache 
vor ein sachlich zuständiges Gericht zu 
bringen.
Grundsätzlich werden in Schiffahrtssa-
chen jeglicher Art die einschlägigen Zu-
ständigkeitsvorschriften weit ausgelegt. 
Der Grund für die besondere schiffahrts-
rechtliche Zuständigkeit liegt darin, dass 

der Betrieb von Binnenschiffahrt mit nau-
tischen Besonderheiten und Gebräu-
chen verbunden ist, die in der Öffent-
lichkeit häufig nicht hinreichend bekannt 
sind. Die Schiffahrtsgerichte und Rhein-
schiffahrtsgerichte haben deshalb grund-
sätzlich eine weitgefasste Zuständigkeit, 
regelmäßig weit über den Zuständigkeits-
bereich des Amtsgerichtes hinaus, teilwei-
se über Landesgrenzen hinweg (z.B. das 
Schiffahrtsgericht in Mainz). Durch diese 
Konzentration der Zuständigkeit wird den 
Schiffahrtsrichtern und Rheinschiffahrts-
richtern die Möglichkeit geboten, in spe-
ziellen nautischen Fragen Erfahrungen zu 
sammeln.

Die vorliegende Entscheidung des Amts-
gerichtes Obernburg ist deshalb beson-
ders interessant, weil sich der Vorwurf 
gegen den Schiffer auf Handlungen bzw. 
Unterlassungen erstreckte, die an Land 
und nicht auf dem Wasser begangen wor-
den sein sollen. Das Amtsgericht Obern-
burg hat deutlich gemacht, dass im Inter-
esse der weiten Auslegung und in jedem 
Falle vom Wortlaut des § 3 b BinSchVerfG 
gedeckt, jegliche Ordnungswidrigkeit im 
Zusammenhang mit Binnenschiffahrt der 
gerichtlichen Zuständigkeit der Schif-
fahrtsgerichte unterliegt.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main
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Beschluss des Schleswig-Holsteinischen 
Oberlandesgerichtes vom 13. März 2013, 
Az.: 2 SS 3/13 (5/13)

Beschluss
Auf die Revision des Angeklagten gegen 
das Urteil des Amtsgerichts Rendsburg – 
Strafrichter – vom 14. September 2012 – 
9 Cs 590 Js 6238/11 – hat der II. Strafsenat 
des Schleswig-Holsteinischen Oberlan-
desgerichts in Schleswig auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft am 13. März 2013 ein-
stimmig beschlossen:
Die Revision des Angeklagten wird auf 
dessen Kosten als unbegründet im Sinne 
des § 349 Abs. 2 StPO verworfen.

Gründe:
I. Das Amtsgericht hat mit seinem Urteil 
den Angeklagten zu einer Geldstrafe von 
60 Tagessätzen zu je 20,00 € wegen vor-
sätzlicher Trunkenheit im Verkehr verurteilt. 
Nach den getroffenen Feststellungen führ-
te der Angeklagte am 25. Oktober 2011 ge-
gen 09.10 Uhr als Kapitän das Fährschiff 
»Memel« über den Nord-Ostsee-Kanal an 
der Fährstelle Nobiskrug. Nachdem be-
reits gegen 09.00 Uhr der Angeklagte mit 
der Fähre zweimal im Abstand von 15 Mi-
nuten etwas härter als gewöhnlich ange-
legt hatte, rief ein namentlich nicht ermit-
telter Zeuge die Polizei an und äußerte den 
Verdacht, dass der Kapitän betrunken sei. 
Der um 09.20 Uhr an der Fähre erschiene-
ne PHM S. stellte fest, dass eine der beiden 
Fähren in Schlangenlinien fuhr und hart 

anlegte. Im Fahrstand dieser Fähre, zu dem 
der Zeuge S. und der weitere Zeuge PK So. 
sich begeben hatten, trafen diese Zeugen 
auf den Angeklagten. Im Fahrstand roch 
es nach Alkohol. Eine Geruchsprobe an ei-
nem Trinkbecher des Angeklagten führte 
den Zeugen S. zu der Annahme, dass sich 
in dem Becher Rotwein befand. Eine mit 
Einverständnis des Angeklagten durchge-
führte Atemalkoholprobe ergab Werte von 
4.02 ‰ um 09.36 Uhr und von 3,28 ‰ um 
09.41 Uhr. Eine später um 10.35 Uhr ent-
nommene Blutprobe enthielt eine Blutal-
koholkonzentration von 3,28 ‰. 
Diese Blutprobe war den weiteren Feststel-
lungen des Amtsgerichts zufolge allerdings 
nicht durch einen Richter, sondern durch 
den OStA B., Staatsanwaltschaft Kiel, ange-
ordnet worden. Ausweislich der glaubhaf-
ten Angaben des Zeugen S. sei zwar der An-
geklagte mit der Entnahme einer Blutprobe 
einverstanden gewesen. Man habe aber 
dieses Einverständnis aufgrund der erheb-
lichen Alkoholisierung nicht für wirksam 
erachtet und sich um eine richterliche An-
ordnung bemüht. Über die Leitstelle habe 
man versucht, den Ermittlungsrichter des 
Amtsgerichts Kiel zu erreichen. Dieser habe 
ausrichten lassen, dass eine Entscheidung 
über den Antrag ohne Vorlage einer Akte 
nicht möglich sei. Eine Akte sei zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht angelegt gewesen. 
Das Anlegen einer solchen Akte hätte ei-
nen nicht unerheblichen Zeitaufwand erfor-
dert. Man habe sich dann an die Staatsan-
waltschaft beim Landgericht Kiel gewandt. 

Der dortige Staatsanwalt habe für den Fall, 
dass das Amtsgericht Kiel nur mit Akte ent-
scheiden wolle, die Blutprobenentnahme 
selbst angeordnet. Ein Ende März 2012 er-
stellter und in der Hauptverhandlung ver-
lesener Aktenvermerk des Oberstaatsan-
walts B. bestätigt diesen Ablauf.

Vor diesem Hintergrund hat das Amtsge-
richt keine willkürliche Verletzung des in 
§ 81 a Abs. 2 StPO enthaltenen Richter-
vorbehalts ersehen können. Hiergegen 
wendet sich der Angeklagte im Wege der 
Sprungrevision sowohl mit der allgemein 
erhobenen Sachrüge als auch der ausge-
führten Verfahrensrüge. 

II. Die gegen das amtsgerichtliche Urteil 
gerichtete und als solche sowohl statthaf-
te sowie zulässig angebrachte Sprungre-
vision ist weder mit der erhobenen allge-
meinen Sachrüge noch mit der zulässig 
angebrachten Verfahrensrüge erfolgreich, 
sondern war auf Antrag der Staatsanwalt-
schaft als unbegründet im Sinne des § 
349 Abs. 2 StPO zu verwerfen. 

1. Sachlich-rechtliche Fehler lässt das 
Urteil nicht erkennen. Hierbei mag of-
fen bleiben, ob nicht schon aufgrund der 
festgestellten Atemalkoholwerte, der of-
fensichtlichen Alkoholisierung des Ange-
klagten und den ersichtlich nicht mit Wit-
terungseinflüssen (schwerer Seegang u. 
ä.) in Verbindung zu bringenden Auffäl-
ligkeiten in der Schiffsführung – »hartes 

Beschluss des Amtsgerichtes Obernburg 
am Main, Az.: 7 OWi 102 Js 7482/13 vom 
27. August 2013

Beschluss
I. Das Amtsgericht Obernburg, Zweigstel-
le Miltenberg erklärt sich für sachlich un-
zuständig. 
II. Gem. 46 Abs.1 OWiG, 258 Abs.1 u. 
4 StPO (analog) wird das Verfahren über 
die Staatsanwaltschaft dem Amtsgericht 
– Binnenschiffahrtsgericht Würzburg 
zwecks Verfahrensübernahme vorgelegt.

Gründe:
Der Betroffene ist Inhaber der Personen-
schifffahrts-Reederei H. Mit Bußgeldbe-
scheiden des Landratsamtes Miltenberg 
vom jeweils 03.04, 2013 wurde der Betrof-
fene wegen Nichtentfernung von 3 Lande-
brücken an der Bundeswasserstraße Main 
bzw. eines Gitterbox-Anhängers aus dem 
Überschwemmungsgebiet des Maines 
zum Zeitpunkt einer Überschwemmung 
(27.12.2012) geahndet. Auf die Vorlage der 
Staatsanwaltschaft hin hat das erkennende 
Gericht zunächst darauf hingewiesen, daß 
nach hiesiger Ansicht für die Entscheidung 
das Amtsgericht Binnenschifffahrtsgericht 
Würzburg zuständig sein dürfte, nachdem 
nach der Verordnung über die gerichtli-
che Zuständigkeit im Bereich des Staats-

ministeriums der Justiz und für Verbrau-
cherschutz vom 11.6.2012 das Amtsgericht 
Würzburg als Schifffahrtsgericht unter an-
derem für den hiesigen Landgerichtsbezirk 
bestimmt worden ist. Die Staatsanwalt-
schaft ist bei ihrer Auffassung verblie-
ben, worauf das Gericht zunächst Haupt-
verhandlungstermin anberaumt hat und 
die ursprünglich 4 Bußgeldsachen zur ge-
meinsamen Entscheidung verbunden hat.
Der Betroffene hat nunmehr über seinen 
Verteidiger die sachliche Zuständigkeit 
des erkennenden Gerichts gerügt und da-
rauf hingewiesen, daß gem. § 2 Abs. 3 b 
des Gesetzes über das gerichtliche Ver-
fahren in Binnenschifffahrtssachen vom 
27.9.1952 es sich um eine Binnenschiff-
fahrtssache handeln würde. Das Gericht 
hat zunächst wegen Verhinderung des 
Verteidigers den anberaumten Termin 
aufgehoben und sieht sich veranlaßt, auf 
Grund der ausdrücklichen Rüge der sach-
lichen Zuständigkeit vorab über die Zu-
ständigkeitsfrage zu befinden. Gemäß § 
2 Abs. 3 b des Gesetzes über das gericht-
liche Verfahren in Binnenschifffahrtssa-
chen sind als Binnenschifffahrtssachen 
anzusehen Bußgeldsachen wegen Zuwi-
derhandlung gegen schifffahrtspolizeili-
che Vorschriften, die auf oder an Binnen-
gewässern begangen sind. Nach hiesiger 
Ansicht handelt es sich bei Regelungen 

die die Anbringung oder Nichtanbringung 
von den Binnenschifffahrtsverkehr dienen-
den Anlagen wie Landebrücken betreffen 
bzw. deren Entfernung im Fall der Über-
schwemmung sehr wohl um schifffahrts-
polizeiliche Vorschriften im Sinne des § 
2 Abs. 3 b des Binnenschifffahrtsverfah-
rensgesetzes. Ausdrücklich weist § 3 b 
des Binnenschifffahrtsverfahrensgeset-
zes auf Zuwiderhandlungen auf oder an 
Binnengewässern hin, wobei diese Vor-
schrift sicherlich nicht einengend dahin-
gehend ausgelegt werden kann, daß sie 
nur unmittelbare Zuwiderhandlungen ge-
gen wasserschutzpolizeiliche Maßnahmen 
beinhalten soll. Der Umstand, daß hier die 
Verwaltungsbehörde eine Ordnungswid-
rigkeit nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
wegen Nichtentfernung von der Binnen-
schiffahrt dienenden Anlagen im festge-
setzten Überschwemmungsgebiet ahndet, 
spricht dafür, daß es um die Verletzung 
schiffahrtspolizeilicher Vorschriften an der 
Bundeswasserstraße Main geht. 
Bezüglich der Vorlage des Verfahrens an 
das Amtsgericht – Binnenschifffahrtsge-
richt Würzburg verweist das Gericht auf 
den Beschluß des Landgerichts Würzburg 
1. Strafkammer vom 23.3.2010 (1 Os 71/10) 
in welchem eine analoge Anwendung des 
§ 225 a im Verhältnis Amtsgericht – Schiff-
fahrtsgericht – befürwortet worden ist.
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